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Kleine Anfrage 

der Fraktion der CDU/CSU 


betr. Umweltschutzgesetzgebung und Ressortzustän- 
digkeiten für Fragen des Umweltschutzes 


In der Öffentlichkeit wird vielfach der Eindruck erweckt, als 
könnten wirksame Maßnahmen des Umweltschutzes allein des- 
halb nicht erfolgen, weil es an den hierfür notwendigen Rechts- 
grundlagen fehlt. 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Wäre es möglich gewesen, die umweltgefährdenden Ablage- 
rungen von Industriemüll, die in den letzten Monaten mit 
Recht große Erregung in der Öffentlichkeit hervorgerufen 
haben, zu verhindern, wenn die zuständigen Behörden recht- 
zeitig eingeschritten wären, oder fehlt es an den hierfür 
notwendigen Rechtsgrundlagen? 

2. Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die geltenden 
Vorschriften des Gewerberechts ausreichen, um Fehlpla- 
nungen bei der Industrieansiedlung, wie sie beispielsweise 
bei der Ansiedlung von Betrieben der Petrochemie im Raum 
Köln vorgekommen sind, zu verhindern? 

3. Beabsichtigt die Bundesregierung, die gegenwärtige Zustän- 
digkeitsverteilung für Angelegenheiten des Umweltschutzes 
auf acht Bundesministerien unverändert zu lassen, wenn die 
Gesetzgebung für den Umweltschutz durch die von der Bun- 
desregierung vorgeschlagene Änderung des Grundgesetzes 
in den Bereich der konkurrierenden Gesetzgebung übertra- 
gen wird? 
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4. Bei Verneinung von Frage 3: In welcher Weise beabsich- 
tigt die Bundesregierung die verschiedenen Ressortzustän- 
digkeiten für Fragen des Umweltschutzes neu zu ordnen, um 
die von ihr für den Bund erstrebte Gesetzgebungszuständig- 
keit möglichst effektiv ausfüllen zu können? 

5. Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß ein Bundesamt 
für den Umweltschutz oder eine ähnliche Bundesoberbehörde 
die Reibungsverluste verhindern würde, die aus den ver- 
schiedenartigen Ressortzuständigkeiten, insbesondere bei 
zwangsläufig auftretenden Zielkonflikten, entstehen? 


Bonn, den 6. Oktober 1971 


Dr. Barzelr Stücklen und Fraktion 
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